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Wirtschaft: eine Sache des
Glaube s

Solidarität war ein Begriff, der sich auch
hierzulande in vielen Neujahrsreden wie-
derfand. Daß damit aber nicht nur ein
warmherziger Appell an die Spendenfreu-
digkeit der Wohlstandsbürger gemeint
sein kann, zeigt die Broschüre

Die Kehrseite der Medaille. Ein Glau-
bensbrief über die Wirtschaft von christli-
chen Gruppen und Organisationen aus den
Niederlanden, deutsche Obersetzung hrsg.
von der Forschungsstätte der Evangelischen
Studiengemeinschaft, Texte und Materialien,
Reihe B, Nr. 23, 1995, 81 S. (Bestelladresse:
Schmeilweg 5, D-69118 Heidelberg).

Angesichts der Sprachlosigkeit, die leider
auch die kirchliche Hierarchie in Sachen
Arbeitslosigkeit befallen hat, haben nieder-
ländische Christen sich zusammengesetzt
und über die akuten Probleme unserer
Wohlstandsgesellschaft nachgedacht: Als
"Kehrseite der Medaille" beschreiben sie,
z. T. an Hand von direkten Zeugnissen,
die Armut in der Dritten Welt, die Schul-
denlast der armen Länder, die Spaltung
der Gesellschaft in den reichen Industrie-
ländern, die neuen Belastungen der Arbeit-
nehmer und die zunehmende Massenar-
beitslosigkeit, die Umweltzerstörung. Die
Ursachen für diese menschenverachtende
Entwicklung in den armen wie in den rei-
chen Ländern sehen sie in einer Wirt-
schaftsordnung, die auf Markt und Frei-
heit setzt, aber eigentlich nur die Freiheit
der Besitzenden meint und respektiert:

«Im Anschluß an das, was oben über die
Ideologie des "freien" Marktes gesagt wur-
de, weisen wir auf die folgenden, mit dem
Marktmechanismus verbundenen Grund-
fehler der Wirtschaftsordnung hin:

- Der Markt registriert allein die kaufkriif
tige Nachfrage, das heißt, daß Menschen
mit ungenügender Kaufkraft - die Armen
also - nicht zum Zuge kommen. Das hat
weitgehende Konsequenzen ffir die armen
Länder.

- Von seiner Anlage her ist das westliche
Unternehmen allein an der oberen Schicht
der Länder, in denen Absatz zu erwarten
ist, interessiert. Auch diejenigen, die in

reicheren Ländern zu den Ärmeren gehö-
ren, haben keinen Zugang zum Markt
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- Arbeit und Natur werden als Kostenfak-
toren betrachtet, die möglichst effizient
eingesetzt werden müssen. Ihnen wird, an-
ders gesagt kein Wert beigemessen, son-
dern sie werden nur als Mittel benutzt.
Das System ist z. B. blind daflir, daß be-
zahlte Arbeit nur dadurch möglich ist, daß
jemand anderes unbezahlte Hausarbeit
übernimmt. Im allgemeinen verrichten
Frauen diese Arbeit Wir nennen das infor-
melle Arbeit. Ein großer Anteil der bezahl-

ten Arbeit, die von Männern verrichtet
wird, wird erst durch den unbezahlten Ein-
satz von Frauen ermöglicht. In unserer
Marktwirtschaft zählt ihr Einsatz aber
nicht mit.

- Kurzsichtiges Denken herrscht vor. Im
Streben, möglichst hohen G inn zu ma-
chen, werden Kosten auf die Umwelt, auf
die Schwächeren und auf die Zukunft ge-
schoben. Die Gesellschaft bekommt dann
die Rechung für den Schaden, der da-
durch verursacht wirrt daß Unternehmen
unter dem Druck von Konkurrenz und Effi-
zienz arbeiten. Die Kosten der späteren
Wiederherstellung - wenn sie denn über-
haupt möglich ist! - sind um ein Vielfa-
ches höher als das, was jetzt durch eine
weise Politik zu bezahlen wäre. Kosten-
überwälzung ist das Wort, womit wir die-
sen Aspekt der freien Produktion von Un-
ternehmen am besten charakterisieren
können.

- Die Konzentration der wirtscluzftlichen
Macht nimmt zu. Die Märkte werden gröft-
er; für zahlreiche Produkte gibt es bereits
einen Weltmarkt. Immer mehr Macht ist
in multinationalen Konzernen konzen-
triert. Sie regeln die Massenproduktion
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so, daß die Kosten für sie möglichst nied-
rig liegen. Mit ihren Produkten drängen
sie auf viele Binnenmiirlae, von denen sie
die heimischen Produzenten verdrängen
und den westlichen Lebensstil einflihren.
Man denke z.B. an die "Coca-Cola und
Mac-Donald-Kultur". Nationale Regie-
rungen haben wenig Macht gegenüber
den international organisierten Konzer-
nen, sofern sie ihren Einfluß überhaupt
zur Geltung bringen wollen. Auch das
Streben nach einem offenen Binnenmarkt
im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft Jährt zu größerer Machtkonzentra-
tion von Unternehmen.

- Die Marktwirtschaft fällt aus sich her-
aus keine Werturteile. Das Urteil über
das, was, wie und für wen produziert
wird, überläßt sie dem individuellen Ge-
wissen des Unternehmers und dem Ermes-
sen des Staates, der dann eben regelnd
eingreifen muß. Das größte Zugeständnis
besteht in manchen Fällen darin, daß Un-
ternehmen sich bereiterklären, einen Ver-
haltenskodex zu akzeptieren: Lieferung
von Waffen und Giftgasen an ein Un-
rechtsregime ist möglich, es sei denn, ein
Staat greift ein. Eine gesellschaftliche
Verantwortung des Unternehmens ist
nicht Bestandteil des Systems, sie muß
von außen aufgezwungen werden.

- Wellenbewegungen im Wirtschaftsge-
schehen - die Konjunktur - sorgen für ern
ste und manchmal lang anhaltende Rezes

-
-

sionen mit hoher Arbeitslosigkeit. Sie wer-
den im gängigen Wirtschaftsdenken als
eine Art unabwendbares Naturgeschehen
angesehen.» (S. 35-37)

Mit dem Blick auf die Bibel, in der Jesus
kompromißlos feststellt: "Ihr könnt nicht
Gott dienen und dem Mammon" (Mt.
6,24), fordern die Verfasser, denen sich
im Rahmen einer vierjährigen Kampagne
unter dem Motto "Wirtschaft: eine Frage
des Glaubens" in den Niederlanden 73
kirchliche Vereinigungen angeschlossen
haben, eine Umkehr zum "Weg zu einer
anderen Wirtschaftsordnung". Dieses letz-
te Kapitel bedarf allerdings noch der ver-
tiefenden Diskussion. Die Verfasser selbst
verstehen ihren Glaubensbrief nämlich
nicht als abschließende Stellungnahme zu
den angesprochenen Problemen, sondern
als Anregung zum Gespräch, darüber,
"welche Schritte auf eine gerechtere und
nachhaltigere Ordnung möglich sind".

Nicht nur weil auch der Luxemburger Erz-
bischof nicht durch wirtschaftskritische
Hirtenbriefe auffällt, sondern auch weil
Stellungnahmen zum Wirtschaftssystem
viel kompetenter von Laienchristen formu-
liert werden können, wäre die Redaktion
eines "Glaubensbriefes über die Wirt-

schaft" im reichen Luxemburg mit seinen
bald 6000 Arbeitslosen, seinen 52% Aus-
ländern in der aktiven Bevölkerung, sei-,
nem (europäischen) Hang zur Privatisie-
rung wesentlicher Dienstleistungen in der

Gesellschaft, seiner Forderung nach Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit, seinen fehlen-
den 1000 Mietwohnungen, seinen täglich
50 Übernachtungen im Obdachlosenhei-
men usw. vielleicht auch eine Christen-
pflicht, zur Erinnerung an jene Verantwor-
tung tragender Politiker, die sich im Na-
mes des C wählen lassen.

Die Autoren wären in bester Gesellschaft,
warnt doch auch Papst Johannes Paul II.,

seit dem Untergang des real existierenden
Sozialismus vor einem kapitalistischen
Triumphalismus. "Dafiir zeige der Kapita-
lismus zu viele Gebrechen, hier im Westen
und in den anrmen Ländern des Südens"
(S. 67).

"Ja, reden wir von Gott!", forderte Hd. im
LW an Heiligabend. Eine Kirche, die wie
die niederländischen Christen wieder von

Gott und seiner Solidarität mit den Schwa-
chen, bei uns und in den ar -n Ländern
redet, könnte wieder Gehör finden. Doch
kann sie glaubhaft von Gott reden, wenn
sie nicht zuerst als Gemeinschaft ihre
Rede formuliert und nach aussen trägt?

Die vernebelte Gefahr
Wiederholen sich die Folgen der deutschen Wärhungsunion in Europa

Die geplante Einführung einer Einheitswährung in der Europäischen Union läßt immmer wieder die Wellen hochschlagen. So
noch jüngst in Deutschalnd, wo die SPD sich kritisch dazu äußerte, aber auch in EU-Kreisen besteht keineswegs Einhelligkeit
über die Modalitäten eine Euro-Währung. Nur in Luxemburg scheint es Konsens darüber zu geben, daß eine Währungsunion
ausschließlich Vorteile bringt. Grund genug den folgenen Artikel aus Publik-Forum zu übernehmen, der die Frage etwas awn-
cierter angeht.

Das Thema ist bedeutend, doch die Dis-
kussion über eine Euro-Währung wird der

Bedeutung nicht gerecht. Da sind auf der

einen Seite die Politiker der Regierungs-
koal ition, allen voran Bundeskanzler Hel-
mut Kohl, die sich gar nicht erst mit dem
schnöden Pro und Contra einer W5 hrungs-
union befassen (wollen). Für sie ist die
Europa-Währung schlichtweg eine Konse-
quenz der politischen Union.

Nicht weniger emotional argumentieren
die Kritiker einer unbedachten Einfüh-

rung der Euro-Währung, darunter viele
Oppositionspolitiker. Die einen fürchten
den Import südeuropäischer Infla tionsra-
ten in die stabile Bundesrepublik - eine
Furcht, die weit übertrieben erscheint. Die
anderen sehen in dem Verlust der hei mi-
schen Währung einen Verlust von Heimat.

In dieser emotional aufgeheizten Diskus-
sion erscheint es fast unmöglich, über die
wirklichen Vorteile einer europäischen
Währungsunion zu diskutieren. Noch we-
niger Gehör findet, wer vor dem größt-

möglichen Risiko einer schnellen Einfüh-
rung der Euro-Währung warnt: daß sie in
Europa zu ähnlich dramatischen Folgen
beitragen könnte wie die schnelle Einfüh-
rung der DM in der ehe ligen DDR.

Eigentlich ist die Einführung einer Europa-
Währung auf der Grundlage einer europäi-
schen Währungsunion eine gute Idee -
dein eher national orientierten Zeitgeist
ganz zum Trotz. Daß die Touristen künf-
tig im Urlaub ohne Wechselstuben aus-
kommen, ist sicher einer der unwichtige-
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